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Forschung zu Kindern, Jugendli-
chen und Familien an der Schnitt-
stelle von Wissenschaft, Politik und 
Fachpraxis 

Das Deutsche Jugendinstitut e.V. (DJI) 
ist eines der größten sozialwissen-
schaftlichen Forschungsinstitute Euro-
pas. Seit über 60 Jahren erforscht es 
die Lebenslagen von Kindern, Jugend-
lichen und Familien, berät Bund, Län-
der und Gemeinden und liefert wichtige 
Impulse für die Fachpraxis.  

Aktuell sind an den beiden Standorten 
München und Halle (Saale) etwa 380 
Beschäftigte tätig, darunter rund 240 
Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftler.  

Finanziert wird das DJI überwiegend 
aus Mitteln des Bundesministeriums für 
Bildung, Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend (BMBFSFJ) und den Bundes-
ländern. Weitere Zuwendungen erhält 
es im Rahmen von Projektförderungen 
u.a. von der Europäischen Kommis-
sion, Stiftungen und anderen Institutio-
nen der Wissenschaftsförderung. 
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1 Vorbemerkungen 

Das Deutsche Jugendinstitut (DJI) dankt dem Ausschuss für Europa, Medien, Eh-

renamt und Sport des Thüringer Landtags für die Einladung zur Stellungnahme zum 

Antrag der Fraktion Die Linke „Desinformation und Fake News bekämpfen – Me-

dienkompetenz stärken” bzw. für die Möglichkeit der Beantwortung des Fragenka-

talogs zur schriftlichen Anhörung zu Drucksache 8/1472. Das Deutsche Jugendin-

stitut nimmt auf Grundlage seiner sozialwissenschaftlichen Expertise in den For-

schungsbereichen Jugend- und Jugendhilfeforschung sowie politische Sozialisation 

und Demokratieförderung zu den im Fragenkatalog aufgeworfenen Fragen Stel-

lung.1 

Der Antrag greift ein Problem auf, dessen gesellschaftliche und demokratiepoliti-

sche Relevanz durch zahlreiche Forschungsbefunde bestätigt wird. Er verweist da-

rauf, „dass Desinformation, gezielte Falschinformationen und digitale Manipulati-

onskampagnen eine ernsthafte Bedrohung für die demokratische Kultur und das 

solidarische Miteinander in Thüringen darstellen“, weil sie „das Vertrauen der Bür-

gerinnen und Bürger in Wissenschaft, Medien, demokratische Prozesse und Institu-

tionen zu untergraben“ (S. 1). Diese Problembeschreibung lässt sich sowohl demo-

kratietheoretisch als auch empirisch begründen. 

Aus demokratietheoretischer Perspektive entzieht Desinformation der politischen 

Informiertheit der Bürger:innen als Grundlage demokratischer Willensbildung die 

verlässliche Faktenbasis und hat mitunter sogar negative Auswirkungen auf die Ein-

stellungen der Bürger:innen zu Faktizität und Evidenz im Sinne von Verschwö-

rungsglaube und Wissenschafts- sowie Medienfeindlichkeit (Schultz  et al. 2025). 

Auch empirisch ist die Relevanz des Themas gut belegt. Forschungsarbeiten zeigen, 

dass Bürger:innen insbesondere in digitalen Medien häufig mit Desinformationen 

in Kontakt kommen. Studien zeigen zudem, dass aus Sicht der Bürger:innen selbst 

die Auseinandersetzung mit Desinformationen zu deutlichen Handlungsunsicher-

heiten bei der Einordnung und Bewertung von Information führt (u. a. Bernhard 

2024; Herding et al. 2026; Kastorff et al. 2025; Meijer/Sauermann 2024; MPFS 2006; 

Unicef 2026) und eine Gefahr für die Demokratie darstellt (Martini/Brodersen 

2025).  

Insofern lässt sich der im Antrag formulierte Handlungsdruck wissenschaftlich un-

terstreichen. Entlang des Fragekatalogs zur schriftlichen Anhörung zu Drucksache 

8/1472 werden in den folgenden Kapiteln Handlungsmöglichkeiten des Freistaats 

Thüringen im Umgang mit Desinformation dargestellt und begründet sowie Ein-

ordnungen zu relevanten Institutionen und Maßnahmen im Umgang mit Desinfor-

mation unternommen. Die vorliegenden Antworten folgen einem Verständnis von 

 

 

1 Bei der Erstellung der DJI-Stellungnahme haben hauptsächlich mitgewirkt: Frank Greuel, 
Lisa Hasenbein und Sally Hohnstein. 
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Desinformation als einer Herausforderung demokratischer Gesellschaften, die un-

ter den Bedingungen digitaler Informationsumgebungen noch weiter an Bedeutung 

gewonnen hat. Ausgangspunkt ist dabei nicht die Bewertung politischer Positionen 

oder gesellschaftlicher Kontroversen, sondern die Frage, unter welchen Bedingun-

gen Bürger:innen in der Lage sind, sich auf Grundlage verlässlicher Informationen 

eine eigene Meinung zu bilden und politische Entscheidungen zu treffen. 

Wie in Kapitel 2.2 ausgeführt, bezeichnet Desinformation bewusst verbreitete fal-

sche oder irreführende Informationen mit dem Ziel der Täuschung oder gezielten 

Beeinflussung. Davon zu unterscheiden sind legitime politische Kritik, kontroverse 

Meinungen und gesellschaftliche Debatten, die notwendiger Bestandteil demokrati-

scher Meinungsbildung sind (vgl. Fragen 4 und 7). Maßnahmen gegen Desinforma-

tion sind an den Bedingungen gelingender Information und demokratischer Wil-

lensbildung anzusetzen. 

Die Antworten folgen einem mehrdimensionalen Verständnis des Umgangs mit 

Desinformation: Erforderlich sind sowohl individuelle Kompetenzen im Umgang 

mit Informationen und digitalen Medien (vgl. Fragen 3, 5 und 9) als auch gesell-

schaftliche und institutionelle Rahmenbedingungen, die verlässliche Information er-

möglichen (vgl. Fragen 6, 11 und 12). Dazu gehören die Verantwortung professio-

neller Medien, Wissenschaft, Zivilgesellschaft und politischer Institutionen ebenso 

wie die Berücksichtigung der strukturellen Bedingungen digitaler Plattformen. Die 

breite institutionenübergreifende Perspektive des vorliegenden Antrags ist demnach 

angemessen. 

Bei Maßnahmen gegen Desinformation und Fake News sind die Bedarfslagen von 

Kindern und Jugendlichen besonders zu berücksichtigen. Dabei ist die hohe Rele-

vanz der Adoleszenz für die politische Sozialisation junger Menschen zu beachten. 

Kinder und Jugendliche wachsen in digitalen Informationsumgebungen auf, in de-

nen politische Information zunehmend über soziale Netzwerke, algorithmisch ku-

ratierte Inhalte und neue Formen KI-generierter Kommunikation vermittelt wird. 

Maßnahmen gegen Desinformation sollten daher insbesondere auf frühzeitig ein-

setzende und kontinuierliche Bildungsangebote setzen, welche die Entwicklung von 

Medien-, Informations- und Urteilskompetenzen fördern und junge Menschen dazu 

befähigen, digitale Informationsräume selbstbestimmt und kritisch zu nutzen (vgl. 

Fragen 4, 5 und 9). Die Förderung von Medien- und Informationskompetenz ist 

dabei nicht nur als kurzfristige Reaktion auf konkrete Desinformationen zu verste-

hen, sondern als langfristige Investition in demokratische politische Sozialisation.  

Die im Antrag vorgeschlagenen bildungspolitischen Maßnahmen für Kinder und 

Jugendliche sind vor diesem Hintergrund aus Wissenschaftssicht angemessen. 
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2 Beantwortung des 
Fragenkatalogs zur schriftlichen 
Anhörung zu Drucksache 8/1472 

 
2.1 Frage 1: Wie schätzen Sie die einzelnen Punkte 

des Antrags ein? 

Ausgangspunkt des Antrags ist die Einschätzung, „dass Desinformation, gezielte 

Falschinformationen und digitale Manipulationskampagnen eine ernsthafte Bedro-

hung für die demokratische Kultur und das solidarische Miteinander in Thüringen 

darstellen“, weil sie „das Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger in Wissenschaft, 

Medien, demokratische Prozesse und Institutionen (…) untergraben“ (S. 1). Zahl-

reiche empirische Forschungsbefunde stützen diese Einschätzung und belegen ho-

hen Handlungsdruck (Martini/Brodersen 2025). Im Sinne demokratischer Teilhabe 

sollten Bürger:innen grundsätzlich in der Lage sein, ihre Einschätzungen und Posi-

tionen zu politischen Sachverhalten auf der Basis verlässlicher Information zu be-

gründen. Desinformation konkurrieren mit Fakten und konterkarieren damit die 

mündige politische Meinungsbildung der Bürger:innen.  

Neben der Europäischen Union und der Bundesregierung sind auch die Bundeslän-

der relevante Akteure, um Maßnahmen gegen Desinformation aufzusetzen und zu 

steuern. Im Antrag werden verschiedene Akteure und Institutionen adressiert, die 

in der Auseinandersetzung mit Desinformationen und ihren Folgen Verantwortung 

übernehmen sollen: „starke zivilgesellschaftliche Strukturen, Bildungsinstitutionen, 

freie Medien, demokratische Einrichtungen und eine leistungsfähige Verwaltung“. 

Hierzu lässt sich feststellen, dass es grundsätzlich geboten ist, den vielfältigen Er-

scheinungsformen wie auch negativen Effekten von Desinformationen mit mög-

lichst ebenso vielfältigen und breit angelegten Gegenmaßnahmen zu begegnen. Der 

im Antrag verfolgte breite Handlungsansatz ist angemessen und zielführend. Die 

umsetzenden Akteure und Institutionen können auf unterschiedliche Facetten rea-

gieren, bringen verschiedene Expertisen ein und setzen diese vor dem Hintergrund 

ihrer verschiedenen Rollen, Verantwortlichkeiten und Befugnisse ein. Im Antrag 

angedacht ist dabei ein systematisches und koordiniertes Vorgehen, damit die un-

terschiedlichen Stärken sich möglichst intensiv entfalten und mögliche Synergieef-

fekte ausgeschöpft werden können. Ein solches Vorgehen ist ausdrücklich zu emp-

fehlen.  

Die in den folgenden Kapiteln ausgeführten Antworten auf die weiteren Fragen des 

Fragekatalogs greifen einzelne Aspekte des Antrags heraus und ergänzen diese Ge-

samtbewertung um differenziertere Einschätzungen.   
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2.2 Frage 2: Wie würden Sie den Begriff der 
“Desinformation” fachlich präzise definieren – und 
welche Herausforderungen sehen Sie dabei in der 
praktischen Abgrenzung zu legitimer 
Meinungsäußerung? 

Aus wissenschaftlicher Perspektive bezeichnet Desinformation nachweislich falsche 

oder irreführende Informationen, die bewusst erstellt, verändert oder verbreitet 

werden, um Personen, gesellschaftliche Gruppen oder Institutionen zu täuschen 

oder öffentliche Meinungsbildungsprozesse gezielt zu beeinflussen (Wardle/Derak-

hshan 2017; Europäische Kommission 2018; Möller et al. 2020). Entscheidend sind 

damit sowohl die fehlende Faktizität der Inhalte als auch eine Täuschungs- bzw. 

Manipulationsabsicht.  

Davon abzugrenzen sind unbeabsichtigt verbreitete Falschinformationen (auch: Mi-

sinformation) sowie wahre Informationen, die in irreführender oder schädigender 

Weise eingesetzt werden (sog. Malinformation; Wardle/Derakhshan 2017; Möller 

et al. 2020). Der im Antrag ebenfalls enthaltene Begriff Fake News wird in der wis-

senschaftlichen Forschung inzwischen überwiegend vermieden, da er unterschied-

liche Phänomene zusammenfasst und im politischen Diskurs häufig auch zur pau-

schalen Abwertung missliebiger Informationen oder Berichterstattung verwendet 

wird (Möller et al. 2020; Wardle/Derakhshan 2017). Im Folgenden wird daher aus-

schließlich der präzisere Begriff Desinformation verwendet. 

Desinformation umfasst unterschiedliche Erscheinungsformen, die sich in ihrer Ab-

weichung von Faktizität, den typischen Sendern und deren Intentionen und gesell-

schaftlichen Risiken unterscheiden, darunter Dekontextualisierungen, erfundene 

oder manipulative Inhalte, Pseudojournalismus und Propaganda sowie zunehmend 

KI-generierte Inhalte wie synthetische Bilder, Texte oder Deepfakes. 

Nicht jede falsche Aussage oder kontroverse Position ist damit als Desinformation 

einzustufen. Entscheidend – auch zur Abgrenzung zum demokratischen Recht der 

freien Meinungsäußerung – ist die Unterscheidung zwischen überprüfbaren Tatsa-

chenbehauptungen, die bewusst falsch oder irreführend verbreitet werden (Desin-

formation), und legitimen Werturteilen oder politischen Einschätzungen.  

Forschungsergebnisse zeigen, dass Desinformation zu falschem Faktenwissen und 

misinformierter Einstellungsbildung (z. B. Dobber et al. 2020) sowie zu geringem 

Vertrauen in Medien (z. B. Vaccari/Chadwick 2020) und in demokratische Instan-

zen (z. B. Zimmermann/Kohring 2020) führen kann. Auf gesellschaftlicher Ebene 

bestehen Sorgen über eine Polarisierung gesellschaftlicher Gruppen und eine Ge-

fährdung demokratischer Prinzipien (Martini/Brodersen 2025; Möller et al. 2020), 

da Desinformation auch rassistische, antisemitische und andere gruppenfeindliche 

Inhalte transportiert und damit zu deren Verbreitung in der Bevölkerung beiträgt. 

Von besonderer gesellschaftlicher Relevanz sind dabei „aktuelle Desinformatio-

nen”, die das aktuelle Nachrichtengeschehen betreffen (Zimmermann/Kohring 

2020). Die dem Antrag zugrundeliegende Problemsicht ist demnach empirisch be-

gründbar.  
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2.3 Frage 3: Welche Akteure halten Sie für geeignet, 
mit Fragen der Einordnung von Information 
umzugehen – und wo sehen Sie dabei mögliche 
Risiken und Zielkonflikte? 

Die Einordnung von Informationen ist grundsätzlich ein kognitiver Prozess, den 

alle Menschen vollziehen und bei dem wahrgenommene Reize im Gehirn verarbei-

tet, organisiert und mit Bedeutung versehen werden. Die individuelle Interpretation 

von Informationen erfolgt dabei im Abgleich mit vorhandenen Wissens- und Er-

fahrungsbeständen sowie Werten, Orientierungen, Präferenzen und Kompetenzen 

eines Menschen. Ob eine Information als wahr oder unwahr, positiv oder negativ 

oder bedeutsam oder irrelevant erachtet wird, ist demnach individuell verschieden. 

Hinsichtlich der Fähigkeit jedes Einzelnen zum Umgang mit politisch relevanter 

Information ist das Konzept der politischen Mündigkeit etabliert. Gemeint ist hier-

mit die Fähigkeit der Bürger:innen, zu politischen Inhalten und Themen denk- und 

urteilsfähig zu sein. In demokratisch verfassten Staaten sind politisch mündige, d.h. 

politisch kompetent und informiert handelnde Bürger:innen, eine zentrale Voraus-

setzung. Medien- und Quellenpluralität ist dabei ein zentrales Element demokrati-

scher Meinungsbildung. Bürger:innen müssen die Möglichkeit haben, die Quellen 

ihrer Information frei wählen zu dürfen.  

Zentrale Quelle für politische Information sowie deren Einordnung ist das politi-

sche System, also die staatlichen Institutionen der Exekutive, Legislative und Judi-

kative, die mit ihren jeweiligen Verfahren politische Informationen produzieren, be-

reitstellen, diskutieren und kontextualisieren. Bürger:innen erwarten dabei von der 

Politik „Ernsthaftigkeit und Aufrichtigkeit“ und formulieren damit einen Wahr-

heitsanspruch an die staatlichen Instanzen (Hoffjann et al. 2024, S. 31), der somit 

zentral für die Aufrechterhaltung der Glaubwürdigkeit politischer Instanzen ist.  

Allerdings sind Bürger:innen aufgrund der „Informationsüberlastung moderner Ge-

sellschaften“ (Merten 2005, S. 24) in komplexen mediatisierten, digitalisierten Ge-

sellschaften in der globalisierten Welt kaum in der Lage, sich ohne Hilfe umfassend 

zu informieren. Daher kommt Intermediären im Informations- und Meinungsbil-

dungsprozess – also auch bei der Einordnung von Information – eine zentrale 

Funktion zu. Hierzu zählen die Medien als sog. vierte Gewalt, denen eine Kontroll-

funktion zugewiesen wird. Mittels journalistischer, auch investigativer Arbeit sollen 

sie das Handeln staatlicher Akteure kritisch begleiten und Missstände aufdecken. 

Zudem haben Medien die Aufgabe, Bürger:innen zum gesellschaftlichen Geschehen 

fortlaufend zu informieren und durch Bereitstellung und Diskussion von Informa-

tionen zur Meinungsbildung beizutragen. Sie fungieren damit als Aggregatoren und 

Intermediäre von politischer Information. Wahrheit gilt dabei neben Relevanz, Un-

abhängigkeit, Neutralität, Objektivität und Ausgewogenheit als zentrales Qualitäts-

kriterium im Journalismus – sowohl als professionelle Norm (Prinzing 2022), als 

auch aus Sicht der Bürger:innen (ARD-Forschungsdienst 2008, S. 642). Faktizität 

ist demnach auch hier ein zentrales Element der Legitimität von Informationen. 

Dieser normative Anspruch an Medien in der Demokratie steht allerdings im Span-

nungsverhältnis mit den praktischen Strukturen und Rahmenbedingungen des Me-
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diensystems wie dessen Markt- und Aufmerksamkeitslogik und daraus resultieren-

den journalistischen Arbeitspraxen (Stapf 2005). Ein Gegengewicht stellen Medien- 

oder Presseakteure dar, die der Zivilgesellschaft zugerechnet werden können, etwa 

Reporter ohne Grenzen, Correctiv oder auch die einschlägigen Journalist:innenver-

bände bis hin zum Presserat. Die auch Medien und Zivilgesellschaft integrierende 

Perspektive des vorliegenden Antrags ist vor diesem Hintergrund plausibel und ziel-

führend. 

Neben den Medien gelten darüber hinaus Forschung und Wissenschaft als „wahr-

heitssuchendes System“, als wichtige Ressource gegen Desinformation (Kaldewey 

2025, S. 22). Den Leitlinien guter wissenschaftlicher Praxis verpflichtet, stellt das 

Wissenschaftssystem Desinformationen fachlich begründete, d. h. auf empirischer 

Evidenz beruhende Expertise und Fakten entgegen und kann mittels breiter Wis-

senschaftskommunikation einerseits zur Dekonstruktion von Desinformationen 

beitragen. Andererseits kann Wissenschaft durch Forschung zum Phänomen, zu 

den dahinterliegenden Produktions- und Verbreitungsstrukturen sowie daraus re-

sultierenden Effekten auf individuelle wie gesellschaftliche Prozesse der politischen 

Willensbildung zum Verständnis von Desinformation beitragen und wichtige Er-

kenntnisse zur Auseinandersetzung damit bereitstellen. Die im Antrag vorgeschla-

gene Etablierung eines diesbezüglichen Forschungs- und Kompetenzzentrums 

greift diese Aspekte zielgerichtet auf. 

Mit der Digitalisierung sind zudem auch sog. Online-Intermediäre für die Meinungs-

bildung relevant geworden. Hierzu zählen Soziale Netzwerke, Suchmaschinen, 

News Feeds und Messenger Dienste, in denen der Zugang zu Informationen einem 

neuen, digitalen Bereitstellungsmechanismus, der algorithmischen Informations-

steuerung, unterliegt. Hinzu kommen innerhalb dieser technischen Strukturen On-

line-Influencer:innen als neue Intermediäre, die entweder zentral oder beiläufig po-

litische Informationen teilen oder bewertend kommentieren. Insbesondere in den 

jüngeren Altersgruppen hat ihr Einfluss in den letzten Jahren deutlich zugenommen 

(Thiel 2026) und damit auch die Relevanz von nicht nach professionellen Informa-

tionskriterien produzierten politischen Informationen, die sich in traditionellen Me-

dien etablierten Mechanismen der Qualitäts- und Faktizitätskontrolle zunehmend 

entziehen sowie Fakten und Meinung zunehmend verschwimmen lassen. Dennoch 

finden sich Nutzergruppen, die solche Inhalte gerade aufgrund ihrer Distanz zu tra-

ditionellen Medien präferiert rezipieren (ARD-Forschungsdienst 2008). Nach Fak-

tizitätsmaßgabe entfaltet sich hier ein Informationsmarkt außerhalb etablierter Qua-

litätsstandards, der staatlicher Regulierung bedarf und zugleich seitens seiner Nut-

zer:innen eine Vielzahl digitaler Kompetenzen einfordert.  

Umso wichtiger ist vor dem Hintergrund dieser jüngeren Entwicklungen die Rolle 

des Bildungssystems, die im vorliegenden Antrag begründet herausgearbeitet ist . 

Schulische wie außerschulische Akteure tragen maßgeblich bei zur Vermittlung po-

litisch relevanten Wissens einerseits und Kompetenzen im Umgang mit politischen 

Informationsangeboten andererseits. Seitens der Schulen formuliert die KMK-

Strategie „Bildung in der digitalen Welt“ für die Länder den Auftrag, curricular 

Kompetenzen zu fördern, „die für eine aktive, selbstbestimmte Teilhabe in einer 

digitalen Welt erforderlich sind“ (Kultusministerkonferenz 2016, S. 12). Zu diesen 

„Kompetenzen in der digitalen Welt“ zählen auch die für die politische Mündigkeit 
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zentralen Such- sowie Reflexions- und Bewertungskompetenzen. Aufgrund der all-

gemeinen Schulpflicht können schulisch verankerte Maßnahmen junge Menschen 

unabhängig von sozialer Herkunft und freiwilliger Teilnahme grundsätzlich flächen-

deckend erreichen. Schule und berufliche Bildung sind demnach wichtige Akteure, 

um Mündigkeit im Umgang mit Information in der postdigitalen Gesellschaft zu 

fördern. 

Neben der schulischen Bildung sind auch Angebote der außerschulischen Bildung 

relevant für die Entwicklung entsprechender Kompetenzen. Diese werden insbe-

sondere von Organisationen der Zivilgesellschaft geleistet. Vor allem Angebote der 

politischen Bildung und der Medienpädagogik sowie der Demokratieförderung und 

Extremismusprävention haben in den vergangenen Jahren den kompetenten Um-

gang mit Information in der Postfaktizität aufgegriffen und diverse Bildungsange-

bote insbesondere für junge Menschen entwickelt (z.B. gefördert durch das 

BMFSFJ-Bundesprogramm „Demokratie leben!“, siehe hierzu u. a. Braun et al. 

2024; Brodführer et al. 2019; Johann et al. 2025).  

Zugleich können auch Regelangebote der außerschulischen Bildung für die Vermitt-

lung entsprechender Inhalte und Kompetenzen nutzbar gemacht werden. Entspre-

chende Maßnahmen sind jedoch bislang nicht flächendeckend verankert und errei-

chen junge Menschen daher nur punktuell, sodass die Angebotspraxis hier bislang 

deutlich hinter den eigentlichen Bedarfen zurückbleibt. Der vorliegende Antrag 

greift diesen Bedarf dezidiert auf und begreift die Förderung außerschulischer Bil-

dungsarbeit im Kontakt von Desinformation ausdrücklich als Teil des vorgeschla-

genen Maßnahmenpakets. 

2.4 Frage 4: Welche Bedeutung messen Sie der 
Meinungsfreiheit bei Maßnahmen zur Bekämpfung 
von Desinformation bei und wo sehen Sie hier 
besondere Sensibilitäten? 

Meinungsfreiheit ist eine zentrale Grundlage demokratischer Gesellschaften und 

bildet die Voraussetzung für politische Teilhabe, öffentliche Debatten und gesell-

schaftlichen Pluralismus. Maßnahmen gegen Desinformation müssen daher stets 

zwischen dem Schutz freier Meinungsbildung und der Sicherung demokratischer 

Kommunikationsprozesse betrachtet werden. Wie bereits unter Frage 2 ausgeführt, 

liegt die gesellschaftliche Herausforderung von Desinformation darin, dass gezielt 

falsche oder irreführende Informationen verbreitet werden, die die Bedingungen 

freier Meinungsbildung beeinträchtigen können (Möller et al. 2020; Europäische 

Kommission 2018; Wardle/Derakhshan 2017).  

Daraus folgt, dass Maßnahmen gegen Desinformation auf die Stärkung von Infor-

mationsqualität, Transparenz sowie Medien- und Informationskompetenz zielen 

sollten. Bürger:innen sollen in die Lage versetzt werden, Informationen kritisch ein-

zuordnen und unterschiedliche Quellen zu nutzen (vgl. Frage 3). Gerade für Kinder 

und Jugendliche ist dies von besonderer Bedeutung, da sie sich in wichtigen Phasen 
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politischer Sozialisation befinden und Kompetenzen zur Bewertung digitaler Infor-

mationen erst entwickeln (Eckstein 2019; Herding et al. 2026; Wunderlich/Hölig 

2023). Gleichzeitig stellen insbesondere algorithmisch strukturierte Information-

sumgebungen und neue Formen KI-generierter Inhalte auch für Erwachsene neue 

Herausforderungen dar. Wie in den Fragen 3, 5 und 9 ausgeführt, können Bildungs-

angebote hier einen wichtigen Beitrag leisten, indem sie Medien- und Informations-

kompetenzen sowie die Fähigkeit zur reflektierten Orientierung in digitalen Infor-

mationsräumen fördern. 

Die Bekämpfung von Desinformation darf nicht dazu führen, dass politische Kritik, 

kontroverse Positionen oder legitime Meinungsäußerungen eingeschränkt werden. 

Entscheidend ist daher die klare Unterscheidung zwischen gezielt verbreiteten fal-

schen oder irreführenden Tatsachenbehauptungen (Desinformation) und legitimen 

Werturteilen oder politischen Einschätzungen (vgl. Frage 2). Ebenso sollte die Ein-

ordnung von Informationen nicht allein durch staatliche Stellen erfolgen, sondern 

auf dem Zusammenspiel unabhängiger Medien, Wissenschaft, Zivilgesellschaft und 

weiterer gesellschaftlicher Akteure beruhen (siehe dazu auch Fragen 6, 8 und 11). 

2.5 Frage 5: Welche Erkenntnisse gibt es aus Ihrer 
Sicht zur tatsächlichen Wirksamkeit von 
Programmen zur Förderung von 
Medienkompetenz im Umgang mit 
Desinformation? 

Zahlreiche internationale Studien belegen, dass Aufklärung über Desinformation 

und die zugrundeliegenden Mechanismen die individuellen Fähigkeiten verbessern 

können, Falschinformation zu erkennen und einzuordnen (zusammenfassend Lu 

2023). Im Rahmen der Evaluation entsprechender Angebote wurden auch am DJI 

exemplarisch die Wirkungen von Angeboten zur Förderung von Medienkompetenz 

im Umgang mit Desinformation analysiert. Aus den Befunden geht hervor, dass die 

Teilnahme an entsprechenden Workshops bei Jugendlichen „zur Sensibilisierung 

für die Gefahren von Desinformation und zur Vertiefung und Verfestigung von 

(theoretischem) Vorwissen zum Gegenstand beiträgt“ (Braun et al. 2024, S. 42). 

Empirisch nachweisen lässt sich ein steigendes Problembewusstsein der Teilneh-

menden, „die Desinformationen nun deutlich differenzierter und komplexer wahr-

nehmen und ihre Handlungsoptionen im Umgang damit kennen“ (ebd.). Da die nä-

her betrachteten Angebote dem typischen Format, Aufbau und Inhalten entspre-

chen, kann davon ausgegangen werden, dass die hier nachgewiesenen Wirkungen 

auch bei anderen, ähnlichen Angeboten auftreten.  
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2.6 Frage 6: Welche Rolle sollte der Staat Ihrer 
Ansicht nach im Umgang mit Desinformation 
einnehmen – und wo sehen Sie Grenzen 
staatlichen Handelns im Bereich der öffentlichen 
Meinungsbildung? 

Staatliches Handeln im Umgang mit Desinformation leitet sich aus der Tatsache ab, 

dass Desinformation die demokratische Verfasstheit der Bundesrepublik gefährdet, 

indem die freie Meinungsbildung und faktenbasierte Teilhabe verhindert und damit 

auch das Vertrauen in staatliche Instanzen untergraben wird, weshalb Desinforma-

tionskampagnen seitens der Bundesregierung als „Bedrohung der nationalen Sicher-

heit“ eingeordnet werden (BMI 2022, zit. in: Teetz 2023). Berührt sind damit ver-

schiedene Bereiche staatlichen Handelns wie Sicherheits-, aber auch Medien- und 

Bildungspolitik sowie Kinder- und Jugendschutz. 

Hieraus leiten sich diverse Ansatzpunkte für bundes- und länderübergreifende Be-

mühungen gegen Desinformation ab. Beispielhaft hierfür stehen die „Maßnahmen 

der Bundesregierung gegen Desinformation“2 oder Maßnahmen einzelner Bundes-

länder wie die behördenübergreifende baden-württembergische „Taskforce Desin-

formation“3 und der „Aktionsplan des Landes Baden-Württemberg gegen Desin-

formation“4 oder die „Bayern-Allianz gegen Desinformation“5. Letztere zeigen, dass 

die Auseinandersetzung mit Desinformation auch Gegenstand von Länderaktivitä-

ten ist. Die im Antrag aufgeführten Maßnahmen für das Land Thüringen wären im 

Falle ihrer Umsetzung hier einzuordnen. Bei der Planung und Ausgestaltung ent-

sprechender Landesaktivitäten sollten unterschiedliche Alters- und Lebenslagen 

systematisch berücksichtigt werden. Mit Bezug auf Kinder und Jugendliche betrifft 

dies aus Sicht des DJI insbesondere die frühzeitige Förderung von Medien- und 

Informationskompetenz, den Kinder- und Jugendmedienschutz sowie eine ziel-

gruppengerechte öffentliche Kommunikation staatlicher Stellen. Zielgruppenge-

recht bedeutet hierbei, Informationen sprachlich verständlich, lebensweltbezogen 

und über die von jungen Menschen genutzten digitalen Kanäle bereitzustellen. So 

können beispielsweise Erläuterungen zu demokratischen Verfahren, Wahlabläufen 

oder kursierenden Falschinformationen junge Menschen dort erreichen, wo sie sich 

tatsächlich informieren. Der besondere Handlungsbedarf ergibt sich hier nicht aus 

einer generellen höheren Schutzbedürftigkeit, sondern daraus, dass sich Informati-

onsroutinen, politische Orientierungen und Kompetenzen zur Bewertung digitaler 

und politischer Inhalte in dieser Lebensphase erst entwickeln. 

 

 

2 https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/schwerpunkte/DE/desinformation/ 
massnahmen-der-bundesregierung.html 
3 https://www.verfassungsschutz-bw.de/,Lde/Startseite/Meldungen+und+Ar-
chiv/TaskforceDesinformation 
4 https://im.baden-wuerttemberg.de/de/sicherheit/taskforce-desinformation/aktions-
plan-gegen-desinformation 
5 https://www.stmd.bayern.de/themen/bayern-allianz-desinformation/ 
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Staatliches Handeln sollte dabei primär auf die Sicherung der Voraussetzungen de-

mokratischer Informations- und Kommunikationsprozesse zielen, nicht auf die 

Festlegung einzelner politischer Wahrheiten. Die Rolle des Staates liegt insbeson-

dere darin, transparente Informationsangebote zu ermöglichen, Bildung und Kom-

petenzentwicklung zu fördern sowie rechtsstaatliche Rahmenbedingungen für digi-

tale Kommunikationsräume sicherzustellen. In diesem Sinne sind staatliche Maß-

nahmen im Umgang mit Desinformation, sofern sie im Rahmen rechtsstaatlicher 

Vorgaben umgesetzt sind, keine Gefahr für die öffentliche Meinungsbildung. Im 

Gegenteil: Sie ermöglichen es den Bürger:innen, sich kompetent und auf Basis ver-

lässlicher Informationen mündig zu gesellschaftlichen Fragen zu verhalten (siehe 

dazu auch Frage 7).  

Eine zentrale Grenze staatlichen Handelns liegt dort, wo der Staat selbst zum Ak-

teur der politischen Wahrheitsfestlegung wird. Die Einordnung politischer Infor-

mationen kann nicht allein durch staatliche Instanzen erfolgen, sondern muss auf 

dem Zusammenspiel unabhängiger Medien, Wissenschaft, Zivilgesellschaft und 

mündiger Bürger beruhen (vgl. Fragen 3 und 11). Ziel staatlichen Handelns sollte 

nicht die Kontrolle politischer Debatten sein, sondern die Sicherung ihrer demo-

kratischen Voraussetzungen. 

2.7 Frage 7: Welche Parameter halten Sie für 
geeignet, das Phänomen der Desinformation 
begrifflich zu fassen und dementsprechend zu 
definieren ohne dabei demokratische Debatte, 
politische Kritik oder Meinungsfreiheit 
einzuschränken? 

Wie in Frage 2 ausgeführt, wird Desinformation über das Zusammenspiel mehrerer 

Merkmale bestimmt: die mangelnde Faktizität einer Information und ihren irrefüh-

renden Charakter sowie die Täuschungsabsicht, mit der falsche oder verzerrende 

Inhalte verbreitet werden. Eine solche Begriffsbestimmung schränkt demokratische 

Debatten, politische Kritik oder Meinungsfreiheit nicht ein, sondern ermöglicht ge-

rade ihre Unterscheidung von gezielter Manipulation. Politische Kritik, kontroverse 

Positionen, Werturteile oder auch Irrtümer sind Bestandteile demokratischer Mei-

nungsbildung und unterscheiden sich grundsätzlich von bewusst verbreiteten fal-

schen oder irreführenden Tatsachenbehauptungen. Maßnahmen gegen Desinforma-

tion richten sich daher nicht gegen bestimmte politische Inhalte oder Perspektiven, 

sondern gegen Kommunikationsformen, die die Voraussetzungen freier Meinungs-

bildung beeinträchtigen. 

Dabei ist zu berücksichtigen, dass demokratische Entscheidungen darauf angewie-

sen sind, dass Bürger:innen Zugang zu möglichst verlässlichen Informationen haben 

und diese kritisch einordnen können. Politische Akteure tragen aufgrund ihrer öf-

fentlichen Kommunikationsfunktion eine besondere Verantwortung für die Quali-

tät und Verlässlichkeit politischer Information. Die Einordnung von Informationen 

kann jedoch nicht allein durch staatliche Instanzen erfolgen, sondern beruht in de-
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mokratischen Gesellschaften auf dem Zusammenwirken verschiedener, voneinan-

der unabhängiger Akteure mit jeweils eigenen Funktionen. Professioneller Journa-

lismus etwa recherchiert, prüft und ordnet Informationen öffentlich ein. Wissen-

schaft stellt empirische gesicherte Erkenntnisse bereit und untersucht Ursachen, 

Verbreitungswege und Wirkungen von Desinformation. Zivilgesellschaftliche Ak-

teure tragen beispielsweise durch Faktenchecks, Medienbeobachtung sowie Ange-

bote der politischen Bildung und Medienpädagogik dazu bei, Informationskompe-

tenz zu stärken und öffentliche Debatten kritisch zu begleiten. Dieses Zusammen-

spiel unterschiedlicher Perspektiven und Kontroll- sowie Korrekturinstanzen ver-

hindert, dass die Bewertung von Information einer einzelnen Institution überlassen 

bleibt, und stärkt damit sowohl die Qualität öffentlicher Information als auch den 

demokratischen Meinungspluralismus (vgl. Fragen 3 und 11). Wesentliche Voraus-

setzungen hierfür sind transparente Kriterien, vielfältige Informationsangebote so-

wie die Stärkung der Kompetenzen der Bürger:innen zur kritischen Bewertung von 

Informationen. 

2.8 Frage 8: Halten Sie es für fachlich geeignet und 
demokratiepolitisch notwendig, Desinformation 
und Fakenews vor allem dadurch zu begegnen, 
indem die gesellschaftliche Widerstandsfähigkeit 
durch Medienbildung, niedrigschwellige 
Bildungsangebote, transparente öffentliche 
Informationen, starke Zivilgesellschaft, 
unabhängige Medien und wissenschaftliche 
Expertise erhöht werden und beurteilen sie unter 
diesem Aspekt den vorgelegten Antrag für 
sinnvoll? 

Aus fachlicher und demokratiepolitischer Sicht ist es sinnvoll und notwendig, der 

Verbreitung von Desinformation durch eine Stärkung der gesellschaftlichen Resili-

enz zu begegnen. Der im Antrag vorgeschlagene breite Ansatz, der Medienbildung, 

niedrigschwellige Bildungsangebote, transparente öffentliche Informationen, eine 

starke Zivilgesellschaft, unabhängige Medien und wissenschaftliche Expertise mit-

einander verbindet, ist daher zu begrüßen.  

Bei Desinformationen handelt es sich um ein potenziell demokratiegefährdendes 

Phänomen mit hoher Dynamik und Anpassungsfähigkeit an politisch-gesellschaft-

liche Krisen (z.B. Covid-19, Ukrainekrieg), mit dem viele Jugendliche und Erwach-

sene im Internet konfrontiert werden. Medienbildung, niedrigschwellige Bildungs-

angebote, transparente öffentliche Informationen sowie die Stärkung einer starken 

Zivilgesellschaft, unabhängiger Medien und wissenschaftlicher Expertise stellen 

wichtige Strategien dar, um mit Desinformationen umzugehen und deren negativen 

Effekte auf die demokratische Willensbildung zumindest abzumildern. Medienkom-

petenz gilt im Fachdiskurs allgemein als demokratische „Schlüsselkompetenz“ 

(Manzel 2017), die angesichts dieser problematischen Phänomene digitaler Öffent-

lichkeit insbesondere um spezifische Digitalmedienkompetenzen (Drerup 2020) zu 
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erweitern ist. Ihre Förderung ist dabei nicht allein als kurzfristige Reaktion auf ein-

zelne Desinformationen zu verstehen, sondern als langfristige Investition in die Vo-

raussetzungen demokratischer Meinungsbildung. Für Kinder und Jugendliche ist 

insbesondere der frühzeitige und kontinuierliche Kompetenzaufbau relevant, da 

sich politische Orientierungen und Informationsroutinen in dieser Lebensphase 

herausbilden. Welche konkreten Bildungsmaßnahmen sinnvoll sind, wird unter 

Frage 9 ausgeführt. 

Gleichzeitig kann Resilienz nicht allein auf der individuellen Ebene hergestellt wer-

den. Wie unter den Fragen 6, 11 und 12 ausgeführt, müssen auch die institutionellen 

und technischen Bedingungen digitaler Informationsräume berücksichtigt werden. 

Dazu gehören transparente öffentliche Kommunikation, unabhängiger Journalis-

mus und wissenschaftliche Expertise ebenso wie eine stärkere Verantwortung von 

Plattformbetreibern für die strukturellen Bedingungen der Verbreitung von Desin-

formation. Förderlich bezogen auf letztere wären z.B. Informationen und Transpa-

renz über algorithmische Empfehlungsmechanismen, ggf. Anpassungen der Algo-

rithmen, Risikobewertungen sowie Aufklärung über die Mechanismen von Desin-

formation und Maßnahmen, die die Verbreitung nachweislich falscher oder mani-

pulativer Inhalte erschweren können (z.B. Warnhinweise oder Faktenprüfungen).  

Der im Antrag angelegte breite Ansatz ist daher aus fachlicher Sicht sinnvoll. Ent-

scheidend ist, die verschiedenen Maßnahmen nicht isoliert, sondern als miteinander 

verbundene Elemente einer demokratischen Informationsordnung zu verstehen. 

Neben den genannten Strategien erweist es sich grundsätzlich als wichtig, die Wis-

sensbasis zur Entstehung, Verbreitung und zur Wirksamkeit von Gegenmaßnahmen 

zu verbreitern bzw. aktuell zu halten. Zur Schließung der bestehenden Wissenslü-

cken ist weitere wissenschaftliche Forschung unabdingbar.   

2.9 Frage 9: Welche Maßnahmen könnten aus Ihrer 
Perspektive für die Resilienz der Bevölkerung 
gegen Desinformation und Fakenews 
insbesondere in den Bereichen Medienbildung in 
Schulen, Lehrkräftefortbildung, Seniorinnen- und 
Seniorenbildung und außerschulische Angebote 
weiter verbessern? 

Die Förderung der Resilienz der Bevölkerung gegen Desinformation ist ein bedeut-

sames Förderziel für alle Bevölkerungsgruppen angesichts der breiten Nutzung ins-

besondere digitaler Medien wie Social Media oder digitaler Nachrichtenportale über 

alle Altersgruppen hinweg. Zwar sind junge Menschen nach wie vor im Altersver-

gleich diejenige Gruppe, die sich am häufigsten mittels digitaler Medien Zugang zu 

Informationen schafft, jedoch nutzen zunehmend auch mittlere und ältere Alters-

gruppen trotz nach wie vor stärkerer Nutzung etablierter massenmedialer Informa-

tionsmedien im größeren Umfang digitale Informationsmedien (IU Internationale 

Hochschule 2025). Das hier Bildungsbedarfe bestehen, zeigen empirische For-

schungen zur Medienkompetenz in der Bevölkerung (u.a. Kastorff et al. 2025, IU 
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Internationale Hochschule 2025; MPFS 2026) sowie zu Bedarfen in der Extremis-

musprävention (Herding et al. 2026; Meijer/Sauermann 2024). In einem prozessu-

alen Verständnis politischer Mündigkeit, demzufolge diese in einem kontinuierli-

chen und lebenslangen Lernprozess entsteht, ist die Förderung von Angeboten über 

alle Altersgruppen hinweg ratsam. 

Die erforderlichen Maßnahmen sollten alters- und lebensphasenspezifisch ausge-

staltet werden. Als Wissenschaftsinstitut mit einem Forschungsschwerpunkt auf 

Kinder, Jugendliche und Familien konzentrieren wir uns im Folgenden insbeson-

dere auf Maßnahmen, die diese Adressat:innengruppen betreffen: Jugendstudien 

zeigen, dass junge Menschen Desinformation als großes Risiko für ihr Handeln mit 

und in digitalen Medien erachten (u. a. Meijer/Sauermann 2024; MPFS 2026; Unicef 

2026) und sehen neben den Plattformen auch den Staat in der Verantwortung 

(Unicef 2026). Sinnvoll sind Maßnahmen in den Bereichen Medienbildung in Schu-

len, Lehrkräftefortbildung und außerschulische Angebote. Zu letzteren zählen ins-

besondere Angebote der Kinder- und Jugendarbeit, der politischen Bildung, der 

Medienpädagogik sowie der Demokratieförderung und Extremismusprävention. 

Diese Praxisfelder verfügen bereits heute über vielfältige Erfahrungen darin, The-

men wie Desinformation, digitale Mediennutzung und demokratische Teilhabe le-

bensweltorientiert mit jungen Menschen zu bearbeiten. Darüber hinaus können – je 

nach Zielgruppe und lokalem Kontext – auch weitere außerschulische Lern- und 

Sozialisationsorte wie kulturelle Einrichtungen oder Sportvereine geeignete An-

knüpfungspunkte bieten, um Medien- und Informationskompetenz in bestehende 

Bildungs- und Beteiligungsangebote zu integrieren. Gemeinsam mit entsprechenden 

schulischen Bildungsangeboten und der Lehrkräftefortbildung bilden die genannten 

Praxisfelder aus unserer Sicht bedeutsame Implementierungsorte für Maßnahmen 

gegen Desinformation, da sie das gesamte Spektrum von formaler, non-formaler 

und informeller Bildung berühren. Gemäß den Empfehlungen des Europarats gel-

ten sie als bedeutsame Orte der politischen Bildung, in denen junge Menschen zu 

demokratisch handelnden Subjekten befähigt werden sollen (Council of Europe 

2010). 

Um mit Desinformationen umgehen zu können, braucht es in all diesen Bereichen 

eine stärkere Integration von Bildungsinhalten, mittels derer Medien- und Digital-

kompetenzen gefördert werden. Während technische Medienkompetenzen vor al-

lem bei jungen Menschen bereits früh ausgeprägt sind, braucht es für eine (politi-

sche) Urteils- und Handlungsfähigkeit in der postdigitalen Informationswelt ange-

sichts von Filterblasen, Algorithmen und KI-Deepfakes eine stärkere Vermittlung 

digitaler Kompetenzen, z. B. sog. Algorithmen- und KI-Kompetenz sowie Einord-

nungs- und Reflexionskompetenzen u. a. zu den Strukturen und Eigenlogiken digi-

taler Informationsproduktion und -verbreitung und darauf bezogenes Anwendungs-

wissen, aber auch spezifisches Wissen, um die Produktion von sowie den Umgang 

mit Desinformation. Dass hier gerade auch bei jungen Menschen Handlungsunsi-

cherheit besteht, zeigte nicht zuletzt die PISA-Studie 2022 (Kastorff et al. 2025). Da 

allerdings auch nicht-demokratische Akteure über entsprechende Kompetenzen 

und Kenntnisse verfügen, sollten entsprechende Angebote zugleich demokratisch-

normativ sein und den Stellenwert von Faktizität und Legitimität von Informatio-

nen für die Demokratie in die Wertebildung integrieren. Zugleich sind auch (partei-
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)politische Akteure mitunter (mit-)verantwortlich für die Verbreitung von Desin-

formation, weshalb die fachlich-kritische pädagogische Auseinandersetzung mit der 

von solchen Akteuren verbreiteten Desinformation auch zu Spannungen mit den 

für Bildungsakteure formulierten Neutralitätsanforderungen führen kann (zum 

Neutralitätsgebot in der Kinder- und Jugendarbeit: u. a. Stellungnahme des DJI, 

Deutsches Jugendinstitut 2025; Hufen 2024 und in der Schule: u. a. Wrase 2022).  

Das schulische Bildungssystem ist vor dem Hintergrund der allgemeinen Schul-

pflicht ein zentraler Bildungsort, an dem alle Kinder und Jugendlichen zwischen 

dem 6. und 18. Lebensjahr unabhängig von ihrer Herkunft Zugang zu allgemeiner 

und beruflicher Bildung erhalten. Schule gilt hierbei auch als politisch-sozialisatori-

scher Lern- und Erfahrungsraum in der postdigitalen Welt. Möglichkeiten für die 

Verankerung von (weiteren) Maßnahmen zur Förderung von Resilienz gegen Des-

information bieten sich hier erstens in der noch besseren querschnittlichen Veran-

kerung von entsprechenden Bildungsinhalten als Facette von Digitalkompetenz ge-

mäß KMK 2016. Mit der Forderung nach einer verbindlichen und fächerübergrei-

fenden Verankerung der Vermittlung von Medien- und Nachrichtenkompetenz be-

tont der vorliegende Antrag diese querschnittliche Aufgabe zur Digitalbildung an 

Schulen. 

Eine geeignete, darüber hinaus gehende Maßnahme ist die Implementierung eines 

eigenen Schulfachs mit dezidiert medienbildnerischem Ansatz wie in Baden-Würt-

temberg mit der sukzessiven Einführung des Fachs „Informatik und Medienbil-

dung“ für die Klassen der Sekundarstufen, da sie Verbindlichkeit für die Vermitt-

lung von Medienkompetenzen schafft und diese curricular aufwertet . Im Antrag 

wird in ähnlicher Weise die Einführung des Schulfachs „Medienbildung und Infor-

matik“ für die thüringischen Schulen vorgeschlagen.  

Ergänzend zu diesen im Antrag vorgeschlagenen Maßnahmen bietet der Ganztag 

weitere Gelegenheiten, außerschulische Bildungsangebote zum Thema auch außer-

halb der regulären Schulzeit einer größeren Zahl junger Menschen zu offerieren.  

Im außerschulischen Bereich setzen insbesondere verschiedene Träger mit medien-

pädagogischem und/oder politisch-bildendem Profil sowie Träger im Feld der De-

mokratieförderung und Extremismusprävention bereits Angebote zu Desinforma-

tion um. Sie klären über die Inhalte und Wirkweisen von Desinformation auf, befä-

higen junge Menschen dazu mit Desinformation umzugehen und fördern Informa-

tions-, Digital- und KI-Kompetenzen und somit auch die Resilienz junger Men-

schen gegen Desinformation. Die „Aktionstage WIR SIND DAS ORIGINAL! ge-

gen Fake News, Desinformation und Verschwörungstheorien“ der Thüringer Lan-

desmedienanstalt sowie Workshops der Thüringer Landeszentrale und der Bundes-

zentrale für politische Bildung oder bundesweite Angebote wie „die Faktenfor-

scher*innen“ der Kulturstiftung des Bundes sind lediglich Beispiele für solche Bil-

dungsinitiativen. Sie werden ergänzt um zahlreiche Einzelaktivitäten regionaler und 

lokaler Träger zu Desinformation. Hier kann eine systematische Förderung von Ak-

tivitäten und Angeboten, z.B. im Rahmen von Länder- und Bundesprogrammen, 

für einen Ausbau und die breitere Nutzung förderlich sein (vgl. auch Unabhängige 

Expertenkommission „Kinder- und Jugendschutz in der digitalen Welt“ 2026). För-

derprogramme können Angebote strukturell ermöglichen und absichern, Angebote 
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und Bedarfe besser zusammenführen und zugleich Entwicklungs- und Erprobungs-

räume schaffen. Auch der im Antrag vorgeschlagene Ausbau der bisherigen Aktivi-

täten der Landesmedienanstalt weist in diese Richtung. Zugleich bieten sich Poten-

ziale beispielsweise bei der Zusammenarbeit mit spezialisierten Angeboten der au-

ßerschulischen Medienbildungsarbeit sowie Demokratieförderung, um bestehende 

inhaltliche Kompetenzen umfassend nutzbar zu machen, sowie bei der breiteren 

Erschließung regelhafter Angebote der Kinder- und Jugendhilfe und der Sozialen 

Arbeit als Orte postdigitaler Bildung, um Angebote lebensweltnah und -relevant 

unterschiedlichsten Adressat:innen zu unterbreiten und bislang eher marginalisierte 

Adressat:innengruppen wie Eltern als primäre Sozialisationsakteure sowie Kinder 

im elementarpädagogischen Bereich zu erreichen.  

Zentral ist sowohl für die schulische als auch außerschulische Bildung die flächen-

deckende Aus- und Fortbildung von pädagogischen Fachkräften. Geeignete Maß-

nahmen betreffen (1) die grundlegende Förderung digitaler Kompetenzen und hier-

bei vor allem auch Daten- und Informationskompetenzen, um Fachkräfte selbst in 

der sichereren Orientierung in der postdigitalen Informationswelt zu unterstützen 

(vgl. auch Unabhängige Expertenkommission „Kinder- und Jugendschutz in der di-

gitalen Welt“ 2026), (2) die Sensibilisierung für Desinformation im engeren Sinne 

und (3) die Vermittlung (medien)pädagogischer Kompetenz im Kontext von Des-

information, um im Umgang mit den eigenen Adressat:innen wiederum selbst kom-

petent bildend aufzutreten. Hier empfiehlt sich die systematische Integration ent-

sprechender Inhalte in die Lehrer:innen- und die sozialpädagogische Ausbildung, 

aber auch anwendungsorientierte Fortbildungsangebote. 

2.10 Frage 10: Welche besondere Gefahr geht von 
Desinformation und Fakenews im Umfeld von 
Wahlen, Wahlabläufen und Wahlergebnissen aus 
und welche präventiven Informationsmaßnahmen 
sind in Thüringen sinnvoll? 

Wahlen sind ein besonders sensibler Bereich für Desinformation, da demokratische 

Systeme nicht nur auf der Durchführung formaler Wahlakte beruhen, sondern auch 

auf dem Vertrauen der Bürger:innen in die Legitimität politischer Verfahren und 

Ergebnisse. Wie bereits in den vorausgehenden Fragen (insbesondere Fragen 2 und 

7) ausgeführt, besteht die Herausforderung von Desinformation darin, dass sie die 

Bedingungen freier Meinungs- und Willensbildung beeinträchtigen kann, indem sie 

die Orientierung an überprüfbaren Informationen erschwert. 

Politische Meinungsbildung und Wahlentscheidungen entstehen nicht erst unmit-

telbar vor dem Wahltag, sondern entwickeln sich über längere Informations- und 

Orientierungsprozesse. Desinformation im Umfeld von Wahlen kann daher darauf 

abzielen, politische Akteure zu delegitimieren, Vertrauen in demokratische Institu-

tionen zu schwächen oder die Akzeptanz von Wahlergebnissen zu beeinträchtigen. 

Besonders relevant sind Narrative, die den Wahlprozess selbst infrage stellen, etwa 

unbelegte Behauptungen über Wahlbetrug oder manipulierte Wahlverfahren. Inter-
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nationale Erfahrungen zeigen, dass solche Erzählungen das Vertrauen in demokra-

tische Verfahren und Institutionen erheblich beeinflussen können (vgl. etwa 

Canon/Sherman 2021 und Persily/Stewart 2021 und zu den US-Wahlen 2020). 

Digitale Medien verstärken diese Herausforderungen, da soziale Netzwerke Infor-

mationen nach algorithmischen Kriterien verbreiten und Desinformationen 

dadurch hohe Reichweiten erzielen können. Gleichzeitig erreichen Faktenchecks 

und Korrekturen häufig nicht dieselben Personengruppen wie die ursprünglichen 

Falschinformationen (vgl. Frage 12). Dies zeigt, dass der Umgang mit Desinforma-

tion nicht allein durch individuelle Medienkompetenz gelöst werden kann, sondern 

auch strukturelle Bedingungen digitaler Informationsräume berücksichtigt werden 

müssen (siehe dazu u.a. auch Frage 8). 

Eine besondere Bedeutung kommt dabei jungen Menschen zu, da die Jugend- und 

frühen Erwachsenenjahre eine zentrale Phase politischer Sozialisation darstellen 

(Eckstein 2019; Wunderlich/Hölig 2023). Gleichzeitig informieren sich Jugendliche 

und junge Erwachsene in besonderem Maße über digitale Medien und soziale Netz-

werke, auf denen politische Information, Meinungen, Werbung und Desinforma-

tion häufig ohne klare Trennung nebeneinanderstehen. Gerade die Phase der poli-

tischen Erstorientierung und des erstmaligen Wahlrechts stellt ein sensibles Zeit-

fenster dar, in dem sich politische Informations- und Partizipationsmuster heraus-

bilden. Präventive Maßnahmen können hier langfristige Wirkungen entfalten, die 

über einzelne Wahlereignisse herausreichen. Präventive Maßnahmen sollten deshalb 

insbesondere für junge Menschen langfristige Bildungsangebote mit kurzfristigen 

Informationsmaßnahmen im Umfeld von Wahlen verbinden. Dazu gehören die 

frühzeitig einsetzende und kontinuierliche Förderung von Medien- und Informati-

onskompetenz im schulischen und außerschulischen Bereich (vgl. Fragen 3, 5 und 

9) sowie zielgruppengerechte Wahlinformationen über die von Jugendlichen und 

jungen Erwachsenen genutzten digitalen Kanäle. Dazu gehören – wie im Antrag 

beschrieben – verständliche Erläuterungen zu Wahlverfahren und politischen Zu-

ständigkeiten, Informationen zu verbreiteten Desinformationsnarrativen sowie eine 

transparente Kommunikation der Wahlbehörden sowie schnelle, nachvollziehbare 

Klarstellungen bei konkreten Falschinformationen. 

2.11 Frage 11: Welche Rolle sollten Wissenschaft, 
Landesmedienanstalt, Zivilgesellschaft, 
Bürgermedien und Qualitätsjournalismus 
gemeinsam spielen, damit Desinformation und 
Fakenews bekämpft werden, ohne Medienvielfalt 
und Meinungspluralismus zu schwächen? 

Grundsätzlich sind alle genannten Akteure relevant und können in ihren unter-

schiedlichen Rollen zur Auseinandersetzung mit Desinformationen beitragen. Ihre 

Aufgaben unterscheiden sich dabei, ergänzen sich aber gegenseitig, weshalb die um-

fassende und breite Strategie des Antrags, in der die Wissenschaft, die Landesmedi-

enanstalt ebenso wie die Zivilgesellschaft, Bürgermedien und der Qualitätsjourna-

lismus einbezogen werden sollen, empfehlenswert ist.  
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Gute Wissenschaft ist den Standards wissenschaftlicher Praxis gemäß dem Kodex 

der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) verpflichtet und trägt zur Produk-

tion und Distribution verlässlicher, transparenter, empirisch gesicherter und über-

prüfbarer Informationen bei. In der Auseinandersetzung mit Desinformation kann 

sie faktenbasierte, sachliche Informationen bereitstellen und Falschinformationen 

widerlegen. Aufgabe der Wissenschaft kann des Weiteren sein, bestehende Wissens-

lücken zur Genese, Verbreitung, Rezeption und Aneignung von Desinformationen 

zu schließen. Zudem kann Wissenschaft weitere Erkenntnisse zur Wirksamkeit von 

konkreten Interventionen sammeln, um evidenzbasierte Strategien im Umgang mit 

Desinformation zu entwickeln und zu verfeinern. Hier kann ein wie im Antrag vor-

geschlagenes Forschungs- und Kompetenzzentrum zukünftig eine ausgewiesene 

Rolle einnehmen.  

Zivilgesellschaft, Bürgermedien und professioneller Journalismus können wichtige 

Aufgaben zum Faktencheck übernehmen und verbreitete Desinformationen mit 

evidenzbasierten Informationen öffentlich widerlegen und über Mechanismen von 

Desinformationen aufklären. Entsprechende Angebote können auch im Rahmen 

der Arbeit der Landesmedienanstalten explizit gefördert werden. Für Bürgermedien 

und den öffentlich-rechtlichen Rundfunk kommt es dabei insbesondere darauf an, 

journalistische Qualitätsstandards, Transparenz und Faktenprüfung dauerhaft zu si-

chern und weiterzuentwickeln und damit zugleich Medienvielfalt und das Vertrauen 

in verlässliche Informationsangebote zu stärken. Gerade das Zusammenspiel unter-

schiedlicher unabhängiger Akteure ist dabei wichtig: Wie unter den Fragen 3 und 7 

ausgeführt, sollte die Einordnung von Informationen nicht bei einer einzelnen In-

stanz liegen, sondern durch vielfältige Informationsquellen und gesellschaftliche 

Kontroll- und Korrektivfunktionen ermöglicht werden. 

Eine Gefahr für Meinungspluralismus und Medienvielfalt liegt in Maßnahmen gegen 

Desinformation zunächst nicht, denn diese richten sich nicht gegen bestimmte In-

halte oder Positionen, sondern adressieren allein bewusst verbreitete falsche oder 

irreführende Informationen. Desinformationen selbst stellen eine bewusste Strate-

gie dar, um Meinungspluralismus einzuschränken und die politische Willensbildung 

gezielt in eine gewünschte Richtung zu beeinflussen und gefährden somit die freie 

Meinungsbildung. Zugleich müssen Maßnahmen gegen Desinformation selbst de-

mokratischen Anforderungen genügen: Wenn restriktive Eingriffe wie Zensur, al-

gorithmische Löschungen und staatliche Kontrolle zur Eindämmung von Desinfor-

mationen vorgenommen werden, besteht eine Gefahr für die Meinungsfreiheit 

(siehe dazu auch Fragen 4 und 6). Dies birgt das Risiko, dass legitime Kritik oder 

unpopuläre Meinungen als Desinformationen eingestuft und unterdrückt werden. 

Um dieses Risiko unzulässiger Eingriffe in die Meinungsfreiheit zu senken, sollten 

Einstufungen als Desinformation – unabhängig davon, ob sie durch journalistische 

Akteure, Wissenschaft, zivilgesellschaftliche Faktencheck-Initiativen, Plattformbe-

treibende oder staatliche Stellen im Rahmen ihrer jeweiligen Zuständigkeiten erfol-

gen – möglichst einzelfallbezogen erfolgen, auf transparenten Kriterien beruhen 

und entsprechend begründet und überprüfbar sein.  
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2.12 Frage 12: Welche Herausforderungen entstehen 
durch soziale Netzwerke, algorithmische 
Verbreitung, Social Bots, Deepfakes und KI-
generierte Inhalte für die Bekämpfung von 
Desinformation, und welche 
Handlungsmöglichkeiten hat ein Bundesland wie 
Thüringen trotz begrenzter Zuständigkeiten? 

 

Die Bekämpfung von Desinformation (in digitalen Medien) wird durch die Struktur 

digitaler Medien – durch Referentialität, Gemeinschaftlichkeit und Algorithmizität 

(Stalder 2024) – in verschiedener Weise herausgefordert. Ein zentrales Problem 

stellt dabei die Produktions- und Verbreitungsstruktur von Desinformationen dar. 

Verantwortlich zeichnen häufig professionelle Akteure, die Desinformation mit po-

litischer Intention, zunehmend auch unter Einsatz von KI-Technologien, generie-

ren. Dahinter stehen nicht selten professionalisierte Fakenews- bzw. Trollfabriken, 

die mittels automatisierter Bot-Profile Falschinformationen in Umlauf bringen, um 

die öffentliche Meinungsbildung zu beeinflussen. Wie Studien zeigen, erfolgt die 

Verbreitung von Desinformation durch eine anteilig geringe Zahl an Accounts, die 

sog. Superspreader oder Supersharer (u. a. DeVerna et al. 2024; Grinberg et al. 2019; 

Pierri et al. 2023). In der Logik massenmedialer Kommunikation sorgen sie für eine 

schnelle, massenweise Verteilung an Information über unterschiedlichste Accounts, 

sodass Desinformationen schnell und mit breiter Reichweite im Umlauf sind. Die 

Urheber sind so schwer identifizierbar. Wie unter Frage 8 ausgeführt, kann Desin-

formation daher nicht allein über die individuelle Kompetenz ihrer Rezipient :innen 

bekämpft werden; auch die strukturellen Bedingungen digitaler Informationsräume 

müssen berücksichtigt werden. Ein zentraler Ansatzpunkt liegt daher bei den Platt-

formen selbst.  

Damit einher geht zum einen das Problem der Nachvollziehbarkeit und Strafverfol-

gung von Urhebern. Als international agierende Akteure (wie z. B. die in Russland 

ansässige Internet Research Agency, IRA) sind sie nur schwer greifbar. Zudem er-

fordert es eine systematische Durchdringung von Verteilungsnetzwerken, die nur 

mit hohem Aufwand, auch aufgrund der Restriktionen von sozialen Netzwerkbe-

treiber, rekonstruierbar sind. Strafverfolgung wird, selbst wenn sie juristisch begrün-

det ist, zur ressourcenfordernden Aufgabe und erfordert Vernetzung und nationale 

wie internationale Kooperation. Nichtsdestoweniger können sich Bundesländer wie 

der Freistaat Thüringen im Rahmen nationaler und supranationaler Gesetzgebungen 

für eine stärkere Verpflichtung und Kontrolle von Netzunternehmen im Kampf 

gegen Desinformation einsetzen. Auch können sich die Länder noch stärker zur 

Zusammenarbeit zu diesem Sicherheitsthema verpflichten.  

Neben der Verfolgung von urheberrechtlichen Verantwortlichen und deren Distri-

butionsmechanismen sind die an der Verbreitung und Rezeption beteiligten Bür-

ger:innen ein weiteres Thema im Umgang mit Desinformationen. Verschiedene 

Gründe, z. B. soziale Bedürfnisse, politische Orientierungen, eine hohe emotionale 

Betroffenheit oder Kompetenzdefizite können dazu führen, dass Bürger:innen Des-
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information für authentisch halten und unintendiert verbreiten (hierzu z. B. Celli-

ers/Hattingh 2020; Sultan et al. 2024). Beispielhaft sind wiederkehrende Meldungen 

zu angeblich vermissten Personen, die sich kettenbriefartig über Soziale Medien 

verteilen. Hier sind Faktenchecks und Aufklärungskampagnen auch für Länder 

handhabbare Maßnahmen, z.B. mittels offizieller Richtigstellungen seitens der Be-

hörden. Diese können beispielsweise durch professionelle Social Media Teams in 

der Kommunikation mit den Bürger:innen, auch zu Falschnachrichten, unterstützt 

werden.  

Ein weiteres Problem im Kontext von Desinformation ist, dass Strafverfolgungsbe-

hörden bei der Kenntnisnahme von Falschinformationen in der Regel auf die breite 

Mitwirkung der Bevölkerung angewiesen sind. Diese sind es, die alltäglich in Sozia-

len Netzwerken aktiv sind und Desinformation wahrnehmen können. Hier können 

die Bundesländer mit der Etablierung von Meldestellen zur systematischen Erfas-

sung von Falschmeldungen beitragen, die zivilgesellschaftliche Portale und staatli-

che Angebote wie die Zentrale Meldestelle für strafbare Inhalte im Internet (ZMI) 

ergänzen können. Zugleich können Länder mittels systematischer Förderung von 

Aufklärungsangeboten zur Sensibilität für Desinformation beitragen. Die Landes-

stellen für Kinder- und Jugendschutz und die Landeszentralen für politische Bil-

dung könnten hierfür als zentrale Instanzen eingebunden werden.  

Zudem können Bundesländer mittels Förderung politisch-bildender und medienpä-

dagogischer Praxis die Digitalkompetenzen ihrer Bürger:innen fördern (siehe Fra-

gen 5 und 9). Die entsprechenden Bedarfe lassen sich u. a. mittels wissenschaftlicher 

Bedarfsanalyse zur räumlichen und inhaltlichen Verfügbarkeit von geeigneten An-

geboten ermitteln. Auch die Integration von Medienpädagogik in Studium, Ausbil-

dung- und Weiterbildung in Pädagogik und Sozialer Arbeit sowie die flächende-

ckende Implementierung medienpädagogischer Bildung in den Schulen des Landes 

ab der Primärstufe ist in Landeshoheit realisierbar.  

Für Thüringen ergibt sich damit ein mehrstufiger Handlungsansatz: Das Land kann 

erstens auf übergeordneter Ebene auf eine wirksame Regulierung und Kontrolle 

digitaler Plattformen hinwirken, zweitens die eigene Informations- und Kommuni-

kationsarbeit professionalisieren und drittens langfristig die Kompetenzen der Be-

völkerung im Umgang mit digitalen Informationsräumen stärken. Dabei sind alters- 

und lebensphasenspezifische Ansätze erforderlich: Während Medien- und Informa-

tionskompetenz in allen Altersgruppen gestärkt werden sollte, kommt dem frühzei-

tigen Kompetenzaufbau bei Kindern und Jugendlichen im Rahmen ihrer politischen 

und medialen Sozialisation eine besondere präventive Bedeutung zu. Die genannten 

Maßnahmen ergänzen sich und sollten entsprechend koordiniert werden. 
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